
 
 

 
 
 

  
 

 

  
 

 

 
 

  

 

 

  

  

   

 
 

 

 

 

   
 

 

  
 
 

 

 

  

 
 

  
 

 

 

 
 

 

Ändert eine Körperschaft gemeinnützigkeitsrechtlich relevante Bestimmungen ihrer Satzung, so ist die
bisherige Feststellung mit Datum des Inkrafttretens der Satzungsänderung aufzuheben. Zivilrechtliche
Änderungen ohne steuerliche Relevanz sind unerheblich. Wird auf Antrag der Körperschaft bei steuerlich
nicht relevanten Satzungsänderungen eine Feststellung vorgenommen, scheidet eine Aufhebung der
vorherigen Feststellung aus. 

Zu § 60a Abs. 5 AO: 

8. 	 Beruht die Feststellung der satzungsmäßigen Voraussetzungen auf einem materiellen Fehler, kann sie 
mit Wirkung für die Zukunft aufgehoben werden. Die Feststellung wird dann ab dem Jahr aufgehoben,
das auf die Bekanntgabe der Aufhebungsentscheidung folgt. Stellt sich also beispielsweise im Mai des 
Jahres 01 heraus, dass der Feststellung der satzungsmäßigen Voraussetzungen ein materieller Fehler
zu Grunde liegt, und ergeht der Bescheid zur Aufhebung der Feststellung nach § 60a AO im August 01, 
tritt die Aufhebung zum 1. Januar 02 in Kraft. Die Regelung des § 176 AO ist dabei entsprechend 
anzuwenden. Dies gilt allerdings nicht für die Kalenderjahre, die nach der Verkündung der maßgeblichen
Entscheidung eines obersten Gerichtshofes des Bundes beginnen. 

AEAO zu § 61 - Satzungsmäßige Vermögensbindung: 

1. 	 Die Vorschrift stellt klar, dass die zu den Voraussetzungen der Selbstlosigkeit zählende Bindung des 
Vermögens für steuerbegünstigte Zwecke vor allem im Falle der Auflösung der Körperschaft aus der 
Satzung genau hervorgehen muss (Mustersatzung, § 5). Als Empfänger des Vermögens kommen in 
Betracht: 

-	 inländische steuerbegünstigte Körperschaften,  

-	 die in § 5 Abs. 2 Nr. 2 KStG aufgeführten Körperschaften, 

-	 juristische Personen des öffentlichen Rechts. 

2. 	 Wird die satzungsmäßige Vermögensbindung aufgehoben, gilt sie von Anfang an als steuerlich nicht 
ausreichend. Die Regelung greift auch ein, wenn die Bestimmung über die Vermögensbindung erst zu 
einem Zeitpunkt geändert wird, in dem die Körperschaft nicht mehr als steuerbegünstigt anerkannt ist. 
Die entsprechenden steuerlichen Folgerungen sind durch Steuerfestsetzung rückwirkend zu ziehen. 

3. 	 Bei Verstößen gegen den Grundsatz der Vermögensbindung bildet die Festsetzungsverjährung (§§ 169 
ff. AO) keine Grenze. Vielmehr können nach § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO auch Steuerbescheide noch 
geändert werden, die Steuern betreffen, die innerhalb von zehn Jahren vor der erstmaligen Verletzung 
der Vermögensbindungsregelung entstanden sind. Es kann demnach auch dann noch zugegriffen 
werden, wenn zwischen dem steuerfreien Bezug der Erträge und dem Wegfall der Steuerbegünstigung 
ein Zeitraum von mehr als fünf Jahren liegt, selbst wenn in der Zwischenzeit keine Erträge mehr 
zugeflossen sind. 

Beispiel: 

Eine gemeinnützige Körperschaft hat in den Jahren 01 bis 11 steuerfreie Einnahmen aus einem 
Zweckbetrieb bezogen und diese teils für gemeinnützige Zwecke ausgegeben und zum Teil in 
eine Rücklage eingestellt. Eine in 11 vollzogene Satzungsänderung sieht jetzt vor, dass bei 
Auflösung des Vereins das Vermögen an die Mitglieder ausgekehrt wird. In diesem Fall muss 
das Finanzamt für die Veranlagungszeiträume 01 ff. Steuerbescheide erlassen, welche die 
Nachversteuerung aller genannten Einnahmen vorsehen, wobei es unerheblich ist, ob die 
Einnahmen noch im Vereinsvermögen vorhanden sind. 

4. 	 Verstöße gegen § 55 Abs. 1 bis 3 AO begründen die Möglichkeit einer Nachversteuerung im Rahmen 
der Festsetzungsfrist. 

5. 	 Die Nachversteuerung gem. § 61 Abs. 3 AO greift nicht nur bei gemeinnützigkeitsschädlichen
Änderungen satzungsrechtlicher Bestimmungen über die Vermögensbindung ein, sondern erfasst auch 
die Fälle, in denen die tatsächliche Geschäftsführung gegen die von § 61 AO geforderte 
Vermögensbindung verstößt (§ 63 Abs. 2 AO). 

Beispiel: 

Eine gemeinnützige Körperschaft verwendet bei ihrer Auflösung oder bei Aufgabe ihres 
begünstigten Satzungszweckes ihr Vermögen entgegen der Vermögensbindungsbestimmung in 
der Satzung nicht für begünstigte Zwecke. 

6. 	 Verstöße der tatsächlichen Geschäftsführung gegen § 55 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 AO können so 
schwerwiegend sein, dass sie einer Verwendung des gesamten Vermögens für satzungsfremde Zwecke 
gleichkommen. Auch in diesen Fällen ist eine Nachversteuerung nach § 61 Abs. 3 AO möglich (vgl. auch 
BFH-Urteil vom 12.10.2010, I R 59/09, BStBl II 2012 S. 226). 

7. Bei der nachträglichen Besteuerung ist so zu verfahren, als ob die Körperschaft von Anfang an 
uneingeschränkt steuerpflichtig gewesen wäre. § 13 Abs. 3 KStG ist nicht anwendbar. 

AEAO zu § 62 - Rücklagen und Vermögensbildung: 
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1. 	 Im wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb können Rücklagen durch Zuführung des Gewinns gebildet werden. 
Die Rücklagen müssen bei vernünftiger kaufmännischer Beurteilung wirtschaftlich begründet sein 
(entsprechend § 14 Abs. 1 Nr. 4 KStG). Es muss ein konkreter Anlass gegeben sein, der auch aus 
objektiver unternehmerischer Sicht die Bildung der Rücklage im wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 
rechtfertigt (z.B. eine geplante Betriebsverlegung, Werkserneuerung oder Kapazitätsausweitung). Eine 
fast vollständige Zuführung des Gewinns zu einer Rücklage im wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb ist nur 
dann unschädlich für die Steuerbegünstigung, wenn die Körperschaft nachweist, dass die betriebliche 
Mittelverwendung zur Sicherung ihrer Existenz geboten war (BFH-Urteil vom 15.7.1998, I R 156/94, 
BStBl 2002 II S. 162). 

Im Bereich der Vermögensverwaltung können Rücklagen durch Zuführung der Überschüsse aus der 
Vermögensverwaltung nur für die Durchführung konkreter Reparatur- oder Erhaltungsmaßnahmen an 
Vermögensgegenständen i.S.d. § 21 EStG gebildet werden. Die Maßnahmen, für deren Durchführung 
die Rücklage gebildet wird, müssen notwendig sein, um den ordnungsgemäßen Zustand des 
Vermögensgegenstandes zu erhalten oder wiederherzustellen, und in einem angemessenen Zeitraum 
durchgeführt werden können (z.B. geplante Erneuerung eines undichten Daches). 

Zu § 62 Abs. 1 AO: 

2. 	 Die Bildung einer Rücklage kann nicht damit begründet werden, dass die Überlegungen zur Verwendung 
der Mittel noch nicht abgeschlossen sind.  

Zu § 62 Abs. 1 Nr. 1 AO: 

3. Bei der Bildung der Rücklage nach § 62 Abs. 1 Nr. 1 und 2 AO kommt es nicht auf die Herkunft der Mittel 
an. Der Rücklage dürfen also auch zeitnah zu verwendende Mittel wie z.B. Spenden zugeführt werden. 

4. Voraussetzung für die Bildung einer Rücklage nach § 62 Abs. 1 Nr. 1 AO ist in jedem Fall, dass diese 
erforderlich ist, um die steuerbegünstigten, satzungsmäßigen Zwecke der Körperschaft nachhaltig 
erfüllen zu können. Das Bestreben, ganz allgemein die Leistungsfähigkeit der Körperschaft zu erhalten, 
reicht für eine steuerlich unschädliche Rücklagenbildung nach dieser Vorschrift nicht aus (hierfür können 
nur freie Rücklagen nach § 62 Abs. 1 Nr. 3 AO gebildet werden, vgl. Nrn. 13 bis 17 des AEAO zu § 62). 
Vielmehr müssen die Mittel für bestimmte - die steuerbegünstigten Satzungszwecke verwirklichende -
Vorhaben angesammelt werden, für deren Durchführung bereits konkrete Zeitvorstellungen bestehen. 
Besteht noch keine konkrete Zeitvorstellung, ist eine Rücklagenbildung dann zulässig, wenn die 
Durchführung des Vorhabens glaubhaft und bei den finanziellen Verhältnissen der steuerbegünstigten 
Körperschaft in einem angemessenen Zeitraum möglich ist. Die Bildung von Rücklagen für periodisch 
wiederkehrende Ausgaben (z.B. Löhne, Gehälter, Mieten) in Höhe des Mittelbedarfs für eine 
angemessene Zeitperiode zur Sicherstellung der Liquidität ist zulässig (so genannte 
Betriebsmittelrücklage). Ebenfalls unschädlich ist die vorsorgliche Bildung einer Rücklage zur Bezahlung 
von Steuern außerhalb eines steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs, solange Unklarheit 
darüber besteht, ob die Körperschaft insoweit in Anspruch genommen wird. Eine beabsichtigte 
Vermögensausstattung nach § 58 Nr. 3 AO rechtfertigt keine Rücklagenbildung nach § 62 Abs. 1 Nr. 1 
AO. 

5. 	 Die Rücklage nach § 62 Abs. 1 Nr. 1 AO kann unabhängig von dem Vorhandensein und der Höhe einer 
Rücklage nach § 62 Abs. 1 Nr. 3 AO (freie Rücklage) gebildet werden.  

Zu § 62 Abs. 1 Nr. 2 AO: 

6. 	 Eine Wiederbeschaffungsrücklage für Fahrzeuge und andere Wirtschaftsgüter, für deren Anschaffung 
die laufenden Einnahmen nicht ausreichen, ist nach § 62 Abs. 1 Nr. 2 AO zulässig. Eine 
Wiederbeschaffungsabsicht liegt nur vor, wenn tatsächlich eine Neuanschaffung des einzelnen 
Wirtschaftsguts geplant und in einem angemessenen Zeitraum möglich ist. Im Regelfall ist als Nachweis 
für die Wiederbeschaffungsabsicht ausreichend, dass die Rücklage gebildet wurde. Diese 
Nachweiserleichterung gilt nicht für Immobilien. Reicht die Zuführung von Mitteln in Höhe der 
Abschreibungen für eine beabsichtigte Wiederbeschaffung nicht aus, dann können auch höhere Mittel 
der Rücklage zugeführt werden. Der Nachweis darüber ist durch die Körperschaft zu erbringen.   

7. Die Regelungen in den vorstehenden Textziffern zu § 62 Abs. 1 Nr. 1 und 2 AO gelten auch für 
Mittelbeschaffungskörperschaften i.S.d. § 58 Nr. 1 AO (BFH-Urteil vom 13.9.1989, I R 19/85, BStBl 1990 
II S. 28). Voraussetzung ist jedoch, dass die Rücklagenbildung dem Zweck der Beschaffung von Mitteln 
für die steuerbegünstigten Zwecke einer anderen Körperschaft entspricht. Diese Voraussetzung ist z.B. 
erfüllt, wenn die Mittelbeschaffungskörperschaft wegen zeitlicher Verzögerung der von ihr zu 
finanzierenden steuerbegünstigten Maßnahmen angehalten ist, die beschafften Mittel zunächst zu 
thesaurieren.  

8. 	 Unterhält eine steuerbegünstigte Körperschaft einen steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb, 
so können dessen Erträge der Rücklage erst nach Versteuerung zugeführt werden. 

Zu § 62 Abs. 1 Nr. 3 AO:  
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9. Der freien Rücklage (§ 62 Abs. 1 Nr. 3 AO) darf jährlich höchstens ein Drittel des Überschusses der 
Einnahmen über die Ausgaben aus der Vermögensverwaltung zugeführt werden. Unter Ausgaben sind 
Aufwendungen zu verstehen, die dem Grunde nach Werbungskosten sind. 

10. Darüber hinaus kann die Körperschaft höchstens 10 % ihrer sonstigen nach § 55 Abs. 1 Nr. 5 AO 
zeitnah zu verwendenden Mittel einer freien Rücklage zuführen. Mittel i.S.d. Vorschrift sind die 
Überschüsse bzw. Gewinne aus steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben und 
Zweckbetrieben sowie die Bruttoeinnahmen aus dem ideellen Bereich. Bei Anwendung der Regelungen 
des § 64 Abs. 5 und 6 AO können in die Bemessungsgrundlage zur Ermittlung der Rücklage statt der 
geschätzten bzw. pauschal ermittelten Gewinne die tatsächlichen Gewinne einbezogen werden.  

Verluste aus Zweckbetrieben sind mit entsprechenden Überschüssen zu verrechnen; darüber hinaus 
gehende Verluste mindern die Bemessungsgrundlage nicht. Das gilt entsprechend für Verluste aus dem 
einheitlichen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb. Ein Überschuss aus der Vermögensverwaltung ist ­
unabhängig davon, inwieweit er in eine Rücklage eingestellt wurde - nicht in die Bemessungsgrundlage 
für die Zuführung aus den sonstigen zeitnah zu verwendenden Mitteln einzubeziehen. Ein Verlust aus 
der Vermögensverwaltung mindert die Bemessungsgrundlage nicht.  

11. Wird der jährliche Höchstbetrag der Mittel, die in die freie Rücklage hätten eingestellt werden können, in 
einem Jahr nicht ausgeschöpft, können Mittel in Höhe des nicht ausgeschöpften Betrages zusätzlich in 
den beiden Folgejahren in die freie Rücklage eingestellt werden. 

Eine Körperschaft hätte im Jahr 01 beispielsweise 30.000 € in die freie Rücklage einstellen können. 
Tatsächlich stellte sie aber nur 25.000 € ein. In den nächsten beiden Jahren kann die Körperschaft 
zusätzlich zu dem für das jeweilige Jahr zulässigen Betrag nach § 62 Abs. 1 Nr. 3 AO noch weitere 
5.000 € in die freie Rücklage des jeweiligen Jahres einstellen. Die Körperschaft kann diesen Betrag auf 
beide Jahre aufteilen (02: 3.000 €, 03: 2.000 €) oder den ganzen Betrag (entweder 02 oder 03) in die 
Rücklage einstellen. 

Die steuerbegünstigte Körperschaft muss die freie Rücklage während der Dauer ihres Bestehens nicht 
auflösen. Die in die Rücklage eingestellten Mittel können auch dem Vermögen zugeführt werden.  

Zu § 62 Abs. 1 Nr. 4 AO: 

12. Die Ansammlung von Mitteln zum Erwerb von Gesellschaftsrechten zur Erhaltung der prozentualen 
Beteiligung an Kapitalgesellschaften ist zulässig (§ 62 Abs. 1 Nr. 4 AO). Die Herkunft der Mittel ist dabei 
ohne Bedeutung. § 62 Abs. 1 Nr. 4 AO ist nicht auf den erstmaligen Erwerb von Anteilen an 
Kapitalgesellschaften anzuwenden. Hierfür können u.a. freie Rücklagen nach § 62 Abs. 1 Nr. 3 AO 
eingesetzt werden. 

13. Die Höchstgrenze für die Zuführung zu der freien Rücklage mindert sich um den Betrag, den die 
Körperschaft zum Erwerb von Gesellschaftsrechten zur Erhaltung der prozentualen Beteiligung an 
Kapitalgesellschaften ausgibt oder in die Rücklage einstellt. Übersteigt der für die Erhaltung der 
Beteiligungsquote verwendete oder in eine Rücklage eingestellte Betrag die Höchstgrenze, ist auch in 
den Folgejahren eine Zuführung zu der freien Rücklage erst wieder möglich, wenn die für eine freie 
Rücklage verwendbaren Mittel insgesamt die für die Erhaltung der Beteiligungsquote verwendeten oder 
in die Rücklage eingestellten Mittel übersteigen. Die Zuführung von Mitteln zu Rücklagen nach § 62 Abs. 
1 Nrn. 1 und 2 AO berührt die Höchstgrenze für die Bildung freier Rücklagen dagegen nicht. 

Beispiel: 

Beispiel für eine Rücklagenbildung nach § 62 Abs. 1 Nrn. 3 und 4 AO: 

VZ 01 

Spenden        10.000  €  

Einnahmen aus Vermögensverwaltung     12.000 € 

Ausgaben in der Vermögensverwaltung 9.000 € 

Gewinne aus 

‐ Zweckbetrieben 2.500 € 
‐ steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben  3.000 € 

 10 % von (10.000 € + 2.500 € + 3.000 €) =  1.550 € 

≙ Potenzial zur Rücklagenbildung nach § 62 Abs. 1 Nr. 3 AO 2.550 € 

Tatsächliche Rücklagenbildung im VZ 01: 

 1/3 von (12.000 € - 9.000 €) =  1.000 € 
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nach § 62 Abs. 1 Nr. 4 AO: 3.000 € 

nach § 62 Abs. 1 Nr. 3 AO: 

Überhang nach § 62 Abs. 1 Nr. 4 im Verhältnis zu Nr. 3 AO: 450 € 

0 € 

VZ 02 

Spenden  20.000 € 

Einnahmen aus Vermögensverwaltung     16.000 € 

Ausgaben in der Vermögensverwaltung     10.000 € 

Gewinne aus 

- Zweckbetrieben 1.000 € 

- steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben  5.000 € 

 10 % von (20.000 € + 1.000 € + 5.000 €) =  2.600 € 

 1/3 von (16.000 € - 10.000 €) =  2.000 € 

abzgl. Überhang nach § 62 Abs. 1 Nr. 4 im Verhältnis zu Nr. 3 AO 450 € 

≙ Potenzial zur Rücklagenbildung nach § 62 Abs. 1 Nr. 3 AO 4.150 € 

Tatsächliche Rücklagenbildung im VZ 02: 

nach § 62 Abs. 1 Nr. 4 AO: 1.000 € 

nach § 62 Abs. 1 Nr. 3 AO: 3.150 € 

Zu § 62 Abs. 2 AO: 

14. Rücklagen sind in der Frist des § 55 Abs. 1 Nr. 5 Satz 3 AO zu bilden. Nur tatsächlich vorhandene Mittel 
können in eine Rücklage eingestellt werden. Ob die Voraussetzungen für die Bildung einer Rücklage 
vorliegen, hat die steuerbegünstigte Körperschaft dem zuständigen Finanzamt im Einzelnen darzulegen. 
Weiterhin muss sie die Rücklagen nach § 62 Abs. 1 AO in ihrer Rechnungslegung - ggf. in einer 
Nebenrechnung - gesondert ausweisen, damit eine Kontrolle jederzeit und ohne besonderen Aufwand 
möglich ist (BFH-Urteil vom 20.12.1978, I R 21/76, BStBl 1979 II S. 496).  

Entfällt der Grund für die Bildung einer Rücklage nach § 62 Absatz 1 Nrn. 1, 2 und 4 AO, so ist diese 
unverzüglich aufzulösen. Die dadurch freigewordenen Mittel sind innerhalb der Frist des § 55 Abs. 1 Nr. 
5 Satz 3 AO zu verwenden. 

Die freigewordenen Mittel können auch in die Rücklagen nach § 62 Abs. 1 Nrn. 1, 2 und 4 AO eingestellt 
werden. Bei diesen Mitteln handelt es sich nicht um sonstige nach § 55 Abs. 1 Nr. 5 AO zeitnah zu 
verwendende Mittel (§§ 58 Nr. 3, 62 Abs. 1 Nr. 3 AO). 

15. Vorstehende Grundsätze gelten für Rücklagen im wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb und für Rücklagen 
im Bereich der Vermögensverwaltung entsprechend.   

Zu § 62 Abs. 3 AO: 

16. Die in § 62 Abs. 3 AO genannten Zuwendungen können dem Vermögen zugeführt werden. Die 
Aufzählung ist abschließend. Unter Sachzuwendungen, die ihrer Natur nach zum Vermögen gehören, 
sind Wirtschaftsgüter zu verstehen, die ihrer Art nach von der Körperschaft im ideellen Bereich, im 
Rahmen der Vermögensverwaltung oder im wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb genutzt werden können.  

Werden Mittel nach dieser Vorschrift dem Vermögen zugeführt, sind sie aus der Bemessungsgrundlage 
für Zuführungen von sonstigen zeitnah zu verwendenden Mitteln nach § 62 Abs. 1 Nr. 3 AO 
herauszurechnen.  

Zu § 62 Abs. 4 AO: 

17. Stiftungen dürfen im Jahr ihrer Errichtung und in den drei folgenden Kalenderjahren Überschüsse und 
Gewinne aus der Vermögensverwaltung, aus Zweckbetrieb und aus steuerpflichtigen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieben ganz oder teilweise ihrem Vermögen zuführen. Für sonstige Mittel, z.B. 
Zuwendungen und Zuschüsse, gilt diese Regelung dagegen nicht.  
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Liegen in einem Kalenderjahr positive und negative Ergebnisse aus der Vermögensverwaltung, aus den 
Zweckbetrieben und dem einheitlichen steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb vor, ist eine 
Zuführung zum Vermögen auf den positiven Betrag begrenzt, der nach der Verrechnung der Ergebnisse 
verbleibt. 

AEAO zu § 63 - Anforderungen an die tatsächliche Geschäftsführung: 

1. 	 Den Nachweis, dass die tatsächliche Geschäftsführung den notwendigen Erfordernissen entspricht, hat 
die Körperschaft durch ordnungsmäßige Aufzeichnungen (insbesondere Aufstellung der Einnahmen und 
Ausgaben, Tätigkeitsbericht, Vermögensübersicht mit Nachweisen über die Bildung und Entwicklung der 
Rücklagen) zu führen. Die Vorschriften der AO über die Führung von Büchern und Aufzeichnungen 
(§§ 140 ff. AO) sind zu beachten. Die Vorschriften des Handelsrechts einschließlich der entsprechenden 
Buchführungsvorschriften gelten nur, sofern sich dies aus der Rechtsform der Körperschaft oder aus 
ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit ergibt. Bei der Verwirklichung steuerbegünstigter Zwecke im Ausland 
besteht eine erhöhte Nachweispflicht (§ 90 Abs. 2 AO). 

2. Hat das Finanzamt eine Frist nach § 63 Abs. 4 AO gesetzt, gilt die tatsächliche Geschäftsführung als 
ordnungsgemäß, wenn die Körperschaft die Mittel innerhalb der gesetzten Frist für steuerbegünstigte 
Zwecke verwendet. 

3. 	 Die tatsächliche Geschäftsführung umfasst auch die Ausstellung steuerlicher 
Zuwendungsbestätigungen. Zuwendungsbestätigungen dürfen nur dann ausgestellt werden, wenn die 
Voraussetzungen des § 63 Abs. 5 AO vorliegen. Die Erlaubnis wird an die Erteilung eines 
Feststellungsbescheids nach § 60a Abs. 1 AO, eines Freistellungsbescheids oder eine Anlage zum 
Körperschaftsteuerbescheid geknüpft. Ist der Bescheid nach § 60a AO älter als drei Jahre oder ist der 
Freistellungsbescheid - beziehungsweise sind die Anlagen zum Körperschaftsteuerbescheid - älter als 
fünf Jahre, darf die Körperschaft keine Zuwendungsbestätigungen mehr ausstellen.  

Bei Missbräuchen auf diesem Gebiet, z.B. durch die Ausstellung von Gefälligkeitsbestätigungen, ist die 
Steuerbegünstigung zu versagen. 

4. 	 Liegen neuere Erkenntnisse nach Bekanntgabe einer Feststellung nach § 60a AO, eines 
Freistellungsbescheids oder einer Anlage zum Körperschaftsteuerbescheid vor, dass auf Grund der 
tatsächlichen Geschäftsführung der Körperschaft die Steuerbegünstigung voraussichtlich nicht gewährt 
werden kann, kann eine Steuerfestsetzung (ggf. mit 0 €) erfolgen. 

Dies kann durch einen Vorauszahlungsbescheid oder einen Körperschaftsteuerbescheid  geschehen, in 
dem jeweils von der vollen Steuerpflicht ausgegangen wird. Dies hat zur Folge, dass die Körperschaft 
nicht mehr berechtigt ist, Zuwendungsbestätigungen auszustellen.  

Die Körperschaft ist auf eine mögliche Haftungsinanspruchnahme nach § 10b Abs. 4 EStG hinzuweisen. 

5. 	 Die tatsächliche Geschäftsführung muss sich im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung halten, da 
die Rechtsordnung als selbstverständlich das gesetzestreue Verhalten aller Rechtsunterworfenen 
voraussetzt. Als Verstoß gegen die Rechtsordnung, der die Steuerbegünstigung ausschließt, kommt 
auch eine Steuerverkürzung in Betracht (BFH-Urteil vom 27.9.2001, V R 17/99, BStBl 2002 II S. 169). 
Die verfassungsmäßige Ordnung wird schon durch die Nichtbefolgung von polizeilichen Anordnungen 
durchbrochen (BFH-Urteil vom 29.8.1984, I R 215/81, BStBl 1985 II S. 106). Gewaltfreier Widerstand, 
z.B. Sitzblockaden, gegen geplante Maßnahmen des Staates verstößt grundsätzlich nicht gegen die 
verfassungsmäßige Ordnung (vgl. BVerfG-Beschluss vom 10.1.1995, 1 BvR 718/89, 1 BvR 719/89, 1 
BvR 722/89, 1 BvR 723/89, BVerfGE 92, S. 1 bis 25). 

AEAO zu § 64 - Steuerpflichtige wirtschaftliche Geschäftsbetriebe: 

Zu § 64 Abs. 1 AO: 

1. 	 Als Gesetz, das die Steuervergünstigung teilweise, nämlich für den wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb (§ 
14 Sätze 1 und 2 AO), ausschließt, ist das jeweilige Steuergesetz zu verstehen, also § 5 Abs. 1 Nr. 9 
KStG, § 3 Nr. 6 GewStG, § 12 Abs. 2 Nr. 8 Satz 2 UStG, § 3 Abs. 1 Nr. 3b GrStG i.V.m. A 12 Abs. 4 
GrStR. 

2. 	 Wegen des Begriffs „Wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb“ wird auf § 14 AO hingewiesen. Zum Begriff der 
„Nachhaltigkeit“ bei wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben siehe BFH-Urteil vom 21.8.1985, I R 60/80, 
BStBl 1986 II S. 88. Danach ist eine Tätigkeit grundsätzlich nachhaltig, wenn sie auf Wiederholung 
angelegt ist. Es genügt, wenn bei der Tätigkeit der allgemeine Wille besteht, gleichartige oder ähnliche 
Handlungen bei sich bietender Gelegenheit zu wiederholen. Wiederholte Tätigkeiten liegen auch vor, 
wenn der Grund zum Tätigwerden auf einem einmaligen Entschluss beruht, die Erledigung aber mehrere 
(Einzel-)Tätigkeiten erfordert. Die Einnahmen aus der Verpachtung eines vorher selbst betriebenen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs unterliegen solange der Körperschaft- und Gewerbesteuer, bis die 
Körperschaft die Betriebsaufgabe erklärt (BFH-Urteil vom 4.4.2007, I R 55/06, BStBl II S. 725). 

3. Ob eine an einer Personengesellschaft oder Gemeinschaft beteiligte steuerbegünstigte Körperschaft 
gewerbliche Einkünfte bezieht, wird im gesonderten und einheitlichen Gewinnfeststellungsbescheid der 

49 


